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Zu Recht gilt die Entscheidung zur Aufstellung einer mittler-
weile einsatzbereiten Schnellen Eingreiftruppe im Jahr 1999 als 
eigentliche „Geburtsstunde“1 für die Militarisierung der Euro-
päischen Union. Um eine EU-Armee handelt es sich dabei des-
halb aber noch lange nicht, sondern um einen nicht-stehenden 
Verbund, der modular aus einzelstaatlichen Truppen zusammen-
gesetzt ist, die sich weiter unter nationaler Kontrolle befinden. 
Obwohl die EU von einer „Vereinigten Armee von Europa“ auch 
aktuell noch weit entfernt ist, reichen die Pläne für ihren Aufbau 
zurück bis zum Pleven-Plan der frühen 1950er Jahre. Seither 
werden sie in schöner Regelmäßigkeit aus der politischen Mot-
tenkiste geholt, zuletzt Anfang März 2015 durch EU-Kommis-
sionschef Jean-Claude Juncker, dem schnell andere Politiker, 
besonders aus Deutschland, beisprangen. Dahinter steckt das 
Kalkül, nur im EU-Verbund ließe sich die militärische – und 
damit auch die machtpolitische – Schlagkraft der Europäischen 
Union auf das Niveau ihrer Wirtschaftskraft hieven. So schreibt 
Karl-Heinz Kamp von der „Bundesakademie für Sicherheitspoli-
tik“: „Eine auf diese Weise verstärkte Europäische Union würde 
in der künftigen multipolaren Welt einen ernst zu nehmen ‚Pol‘ 
bilden, der neben wirtschaftlichem auch militärischen Einfluss 

geltend machen könnte.“2 Und genau aus diesem Grund wurde 
mit ersten Schritten in diese Richtung auch schon vor einiger 
Zeit begonnen. 

Die Verlagerung von Kompetenzen auf die EU-Ebene kann 
prinzipiell auf zwei Arten erfolgen. Entweder durch eine echte 
Europäisierung („Vergemeinschaftung“ oder „Supranationalisie-
rung“), indem Entscheidungsbefugnisse weg von den National-
staaten hin zur EU-Kommission und dem EU-Parlament verlagert 
werden, wie dies etwa im Wirtschaftsbereich bereits in weiten 
Teilen der Fall ist. Oder über eine Stärkung des Europäischen 
Rates, in dem die Staats- und Regierungschefs der Mitgliedslän-
der das Sagen haben („Intergouvernementalisierung“): „Wollen 
die EU-Staaten eine europäische Armee aufbauen, können sie 
zwischen zwei Wegen wählen: der intergouvernementalen und 
der transnationalen Zusammenarbeit. Intergouvernementale 
Zusammenarbeit bedeutet eine vertiefte Zusammenarbeit der 
EU-Staaten, ohne jedoch eine mit Souveränitätsabgabe verbun-
dene Integration zu vollziehen. [...] Der transnationale Weg zu 
einer europäischen Armee beschreibt eine Vergemeinschaftung, 
also die Übertragung nationaler Befugnisse auf die EU-Ebene. 
Würde man dieses Prinzip auf die Streitkräfte übertragen, würde 
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eine einheitliche europäische Armee mit einheitlicher Basis 
(Wehrrecht, Einsatzregeln etc), mit europäischen Führungs-
strukturen (europäisches Hauptquartier) unter europäischer 
politischer Führung entstehen, die nicht mehr von den Entschei-
dungen einzelner europäischer Staaten abhängig wäre.“3

Unter den zahlreichen aktuellen Initiativen zur Europäisierung 
der Militärpolitik nennt die Bundesregierung zwei für sie prio-
ritäre Projekte, auf die sich im Folgenden konzentriert werden 
soll: „Pooling & Sharing“ (P&S) zur gemeinsamen Anschaffung 
und Nutzung militärischer Güter und das „Rahmennationskon-
zept“ zum Aufbau multinationaler Truppenverbände.4 Aus der 
Analyse dieser beiden Projekte lassen sich vier Schlussfolgerun-
gen ziehen: Erstens wird mit diesen Initiativen die Entscheidung, 
ob, wie und zu welchem Zweck Soldaten oder Rüstungsgüter 
eingesetzt werden, keineswegs pauschal von der nationalstaatli-
chen Ebene an Brüssel abgetreten, auch wenn dies von Kritikern 
stets suggeriert wird. Stattdessen wird konsequent der inter-
gouvernementale Weg beschritten, was zur Folge hat, dass die 
Mitgliedsländer – oder zumindest manche von ihnen – auch in 
Zukunft in allen wesentlichen Fragen der sogenannten „Gemein-
samen Sicherheits- und Verteidigungspolitik“ (GSVP5) alle 
Zügel in der Hand behalten.6 Im Ergebnis wird damit – wohl 
bewusst – versucht, eine doppelte Macht- und Kompetenzkon-
zentration zugunsten der Exekutiven der großen Mitgliedsländer 
zu forcieren. Dies resultiert zweitens daraus, dass es im Zuge 
des Pooling & Sharing zu einer weitgehenden Entmachtung der 
nationalen Parlamente kommen soll, die aktuell in einigen Mit-
gliedsstaaten wie Deutschland noch über recht umfassende Mit-
spracherechte verfügen. Und drittens drohen vor allem kleinere 
und mittlere Mitgliedsländer bei einer Umsetzung des Rahmen-
nationskonzeptes die Kontrolle über ihre Streitkräfte zu verlie-
ren – allerdings nicht an „Brüssel“, also an EU-Kommission 
und EU-Parlament, sondern an die Regierungen der großen EU-
Staaten. 

Vor diesem Hintergrund kann von einer von deutscher Seite 
favorisierten wirklichen Europäisierung der Militärpolitik aktu-
ell also nur sehr eingeschränkt gesprochen werden – dies ist auf 
den ersten Blick etwas erstaunlich, schließlich ist es weitgehend 
unbestritten, dass der größte „Gewinn“ an militärischer Schlag-
kraft genau hierüber und nicht über den Intergouvernementalis-
mus erreicht werden kann. Der Grund hierfür liegt viertens vor 
allem darin, dass weitergehende Schritte in diese Richtung der-
zeit nicht nur auf den erbitterten Widerstand kleiner und mittle-
rer Mitgliedsstaaten, sondern auch auf den Großbritanniens, aber 
zunehmend auch Frankreichs treffen. Denn beide eint die Sorge 
vor dem seit einiger Zeit offen artikulierten deutschen Führungs-
anspruch in der Europäischen Union. Akzentuiert wird dies noch 
durch die jüngsten Erfahrungen mit der Wirtschafts- und Finanz-
krise, in deren Folge es der Bundesregierung gelang, den Kurs 
weitgehend im Alleingang zu bestimmen. Deshalb denken beide 
Länder aktuell nicht im Traum daran, irgendwelche Souverä-
nitätsrechte in diesem Bereich aus der Hand zu geben, solange 
sie die Sorge umtreibt, hierdurch könnte auch die Militärpolitik 
unter die Fuchtel des „Deutschen EUropa“ geraten. 

Machtfaktor „Vereinigte Armee von EUropa“ 

Schon vor Jahren fasste der ehemalige belgische Außenmini-
ster Mark Eyskens die Überlegungen, weshalb eine EU-Armee 
erforderlich sei, in einem Spruch zusammen, der inzwischen 
zum geflügelten Wort avanciert ist: „Europa ist ein wirtschaft-
licher Riese, ein politischer Zwerg und, was noch schlimmer 
ist, ein militärischer Wurm, wenn es keine eigenständige Vertei-

digungsfähigkeit entwickelt.“7 Ein in Teilen nicht unähnliches 
Begründungsbündel legte Kommissionschef Juncker in seiner 
jüngsten Initiative Anfang März 2015 vor: „Eine europäische 
Armee hat man nicht, um sie sofort einzusetzen. [...] Aber eine 
gemeinsame Armee der Europäer würde Russland den Eindruck 
vermitteln, dass wir es ernst meinen mit der Verteidigung der 
Werte der Europäischen Union. [...] Eine solche Armee würde 
uns helfen, eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik zu 
gestalten und gemeinsam die Verantwortung Europas in der Welt 
wahrzunehmen. [...] Im Übrigen würde eine europäische Armee 
zu einer intensiven Zusammenarbeit bei der Entwicklung und 
beim Kauf von militärischem Gerät führen und erhebliche Ein-
sparungen bringen.“8

Der reichlich kontraproduktive Verweis auf Russland9 soll hier 
augenscheinlich den nötigen Alarmismus erzeugen, um seinen 
Forderungen Nachdruck zu verleihen. Er zeigt im Übrigen auch, 
dass es hier keineswegs, wie vor allem in Grünen Kreisen gerne 
betont wird, um ein „Friedensprojekt“ geht, mit dem Ziel zu ver-
hindern, „dass Staaten in Europa Kriege gegeneinander führen 
könnten.“10 Dies geht auch aus Junckers Äußerung hervor, 
eine solche Armee sei ganz generell von großem Nutzen, und 
zwar unabhängig davon, ob sie überhaupt eingesetzt wird. Hier 
reproduziert der EU-Kommissionschef die innerhalb der Eliten 
omnipräsente Vorstellung, dass der weltpolitische Einfluss eines 
Landes (oder eines Staatenverbundes) eng mit dessen militäri-
scher Schlagkraft zusammenhängt. Mit anderen Worten brachte 
diesen Gedanken der ehemalige EU-Parlamentspräsident Hans-
Gert Pöttering folgendermaßen auf den Punkt: „Politische 
Gestaltungskraft ist in der internationalen Politik aber unverän-
derlich an militärische Stärke gebunden. [...] Die EU sollte sich 
daher nicht nur in ihrem Wunschdenken und ihrer Rhetorik zu 
einem Akteur von globaler Relevanz erklären, sondern sie muss 
auch die Mittel besitzen und danach handeln.“11

In nahezu dieselbe Richtung argumentiert auch Jürgen  Dreifke 
vom Bundeswehr-Reservistenverband in einem Plädoyer, wes-
halb eine EU-Armee wünschenswert sei: „Europa  hat  das  
Potenzial  als  globaler  Akteur  aufzutreten,  spricht  aber  noch  
nicht  wirklich  mit  einer  Stimme  und  kann  seine  politischen  
und  militärischen  Ressourcen  nicht  gebündelt  in  die  Weltpo-
litik  einbringen. Europa  wird  sich  in  einer  Welt  mit  zahlrei-
chen  neuen  aufstrebenden  Machtzentren  behaupten  müssen  
und  kann  sich  nicht  andauernd  auf  die  USA  verlassen,  die  
zur  Zeit  einen  weit  höheren  Anteil  an  der  gemeinsamen  
Sicherheit  finanzieren  als  zu  Zeiten  des  Kalten  Krieges.“12

Noch klarer beschrieb die Bertelsmann-Stiftung schon vor 
einigen Jahren in dem Papier „Europas Zukunft – Fünf EU-
Szenarien“ die „Notwendigkeit“ einer EU-Armee für die von ihr 
bevorzugte Zukunftsperspektive folgendermaßen: „Im Szenario 
Supermacht Europa wird das große Europa seinem objektiven 
Weltmachtpotential gerecht. Die Europäische Union nutzt ihre 
materiellen und institutionellen Ressourcen in vollem Umfang. 
Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, Bevölkerungszahl, militä-
risches Potential und das europäische Wertesystem bieten ihr 
eine beachtliche Handlungsbasis. [...] Im Ergebnis einer Abtre-
tung nationaler Souveränitätsrechte der Mitgliedstaaten an die 
EU entwickelt sich die Union zu einem umfassenden globalen 
Sicherheitsakteur. Die Etablierung einer Sicherheits- und Vertei-
digungsunion und vor allem der Aufbau der Vereinten Europä-
ischen Strategischen Streitkräfte (VESS), die sich unter einem 
gemeinsamen europäischen Oberkommando des Atomwaffen-
potentials Frankreichs und Großbritanniens bedienen können, 
verändern die internationale Rolle der EU. [...] Die Super-
macht Europa verabschiedet sich endgültig von der Idee einer 
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Zivilmacht und bedient sich uneingeschränkt der Mittel inter-
nationaler Machtpolitik. [...] Die sich stetig in Richtung einer 
Supermacht Europa entwickelnde Europäische Union erweist 
sich als ein äußerst offenes System, das auch im Prozess der 
Staatswerdung fähig ist, neue Mitglieder aufzunehmen. Damit 
ist die EU global das einzige System, das territorial kontinuier-
lich expandiert.“13

Fragmentierte Ineffizienz

Nahezu unisono wird also die Meinung vertreten, dass ein 
Zuwachs an militärischer Macht allein schon deshalb wün-
schenswert ist, da er mit der Vergrößerung des eigenen weltpo-
litischen Einflusses einhergeht. Insofern wird es als besonders 
misslich erachtet, dass das Kosten-Nutzen-Verhältnis im Mili-
tärbereich erheblich zu wünschen übrig lässt: „Derzeit umfassen 
die Verteidigungshaushalte der EU immerhin fast 200 Milliar-
den Euro – die Fähigkeiten der EU-Streitkräfte entsprechen aber 
nur 10 bis 15 Prozent der Leistungsfähigkeit des amerikanischen 
Militärs.“14

Verbesserungen verspricht man sich hier vor allem von einem 
Ausbau der europäischen Rüstungskooperation. Ausgangspunkt 
der diesbezüglichen Überlegungen ist der kleinteilige europä-
ische Rüstungssektor, der sich auf viele Länder und Rüstungsbe-
triebe verteilt und durch den das ganze Geschäft mit dem Krieg 
reichlich ineffizient wird. So argumentierte etwa Wirtschaftsmi-
nister Sigmar Gabriel in seiner rüstungspolitischen Grundsatz-
rede vom 8. Oktober 2014: „Die Verteidigungsindustrie in der 
EU ist nach wie vor national ausgerichtet und stark fragmentiert. 

Europa leistet sich den ‚Luxus‘ zahlreicher Pro-
gramme für gepanzerte Fahrzeuge, den intensiven 
Wettstreit zwischen drei Kampfflugzeugen und eine 
starke Konkurrenz z. B. im U-Boot-Bereich. [...] 
Folgen dieser unbefriedigenden Situation sind hohe 
Kosten und nachteilige Folgen für den internatio-
nalen Wettbewerb, aber auch negative Auswirkun-
gen für die Streitkräfte. Die Bundesregierung muss 
daher nach meiner Meinung verstärkt auf eine euro-
päische Zusammenarbeit bis hin zum Zusammen-
gehen von in einzelnen Mitgliedstaaten ansässigen 
Unternehmen setzen.“15

Eine Bündelung des Rüstungssektors durch einen 
Ausbau der Militärkooperation („Konsolidierung“) 
soll hier Abhilfe schaffen. Die bislang aus man-
chen der 28 Einzelarmeen mit häufig vollkommen 
unterschiedlicher Ausrüstung modular oder ad-hoc 
zusammengesetzten EU-Einheiten sollen sukzessive 
in immer mehr Teilbereichen durch stehende gemein-
same Truppenteile mit gemeinsamen Stäben und 
einheitlicher Bewaffnung ersetzt werden. Dies soll 
u.a. eine deutlich höhere Interoperabilität zwischen 
den nationalstaatlichen Teilstreitkräften gewähr-
leisten – gemeinsame Standards und gemeinsames 
Gerät sollen helfen, die militärische Schlagkraft 
deutlich zu erhöhen: „Eine gemeinsame Rüstungsin-
dustrie würde Europa nicht nur politisch unabhängig 
machen, sondern auch Armeen mit einheitlichem 
Gerät versorgen; bislang behindern inkompatible 
nationale Versionen die Kooperation.“16

Goldesel Rüstungszusammenarbeit

Den wesentlichen Mehrwert, den man sich von 
einem Ausbau der Rüstungskooperation verspricht, greift auch 
Juncker in seinem Plädoyer für eine EU-Armee auf: das Geld. 
Denn von derart gebündelten Kräften erhofft man sich drasti-
sche Kostenersparnisse in den Bereichen Anschaffung, Betrieb 
und Wartung militärischen Geräts.17 Das Ganze ergibt dann 
deutlich mehr Militärmacht als die Summe seiner Teile, so die 
Argumentation. Dabei sollen selbstredend die von Juncker 
prognostizierten Einsparungen nicht zu einer Absenkung der 
Rüstungshaushalte führen18, sondern zu Effizienzsteigerungen, 
also knapp zusammengefasst: zu mehr Krieg pro Euro!

In diesem Zusammenhang überbieten sich seit einiger Zeit 
diverse Studien mit ihren Prognosen, welche Summen durch 
einen Ausbau der Rüstungszusammenarbeit eingespart werden 
könnten. Unter anderem die Unternehmensberater von McKin-
sey beschäftigten sich hiermit: „Laut einer neuen Studie ver-
schwenden die EU-Staaten durch den zersplitterten Markt für 
Rüstungsgüter viel Geld. Darin rechnen die Berater von McKin-
sey vor, dass sich die EU-Staaten sechsmal so viele unterschied-
liche Waffensysteme leisten wie die USA, obwohl ihre Wehretats 
zusammengerechnet nur 40 Prozent des US-Budgets ausma-
chen. So betrieben die europäischen Armeen 14 unterschied-
liche Kampfpanzer, die US Army nur einen, die Europäer 16 
verschiedene Kampfjets, die Amerikaner nur sechs. […] Lang-
fristig könnten die Staaten demnach rund 30 Prozent sparen, 
wenn sie bei der Rüstungsbeschaffung enger zusammenrückten. 
Bei gesamten Rüstungsausgaben von 43 Milliarden Euro im Jahr 
2012 wären das immerhin 13 Milliarden.“19 

Noch „optimistischer“ zeigte sich eine Studie des wissenschaft-
lichen Dienstes des EU-Parlaments namens „Cost of Non-Europe 

Bertelsmann-Stiftung: 5 Zukunftsszenarien. Quelle: Algieri, Franco u.a.: 
Europas Zukunft – Fünf EU-Szenarien, Centrum für angewandte Politikfor-
schung, München 2003



Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V. - Hechinger Str. 203 - 72072 Tübingen

IMI-Studie - 7/2015  4

Report“, die argumentiert: „73 Prozent der Beschaffungsvorha-
ben würden bis heute nicht europaweit ausgeschrieben. ‚Zusam-
menarbeit bleibt die Ausnahme‘, urteilen die Experten. Die 
daraus entstehenden Mehrkosten sind immens. Laut Bericht 
belaufen sie sich auf mindestens 26 Milliarden Euro pro Jahr. 
Maximal könnten sich die verschwendeten Steuergelder sogar 
auf 130 Milliarden Euro jährlich summieren. Im Jahr 2012 gaben 
die EU-Staaten rund 190 Milliarden für Rüstung aus.“20 

Ausgerechnet diese – absurd hohen – Zahlen wurden dann u.a. 
von einer Expertengruppe zum Aufbau einer EU-Armee unter 
Leitung des ehemaligen EU-Außenbeauftragten Javier Solana 
aufgegriffen, die ihre Studie nahezu parallel als Begleitmusik zu 
Junckers Vorschlägen veröffentlichte.21 Auch der Pressesprecher 
des Kommissionspräsidenten, Margaritis Schinas, gab an, durch 
die stärkere „Zusammenarbeit bei der Entwicklung und beim 
Kauf von militärischem Gerät“, also u.a. mit Pooling & Sharing, 
könnten Kostensenkungen in dieser Größenordnung erreicht 
werden: „Wir haben Studien, die zeigen, dass wir bis zu 100 oder 
120 Milliarden Euro pro Jahr einsparen können.“22 

Pooling & Sharing: Technologische Wunderwaffe 

Die Anfänge der neueren europäischen Rüstungskooperation 
reichen schon Jahre zurück. Ein wichtiges Datum war 1992, 
als die „Westeuropäische Rüstungsgruppe“ (WEAG) ins Leben 
gerufen wurde, die aus der bereits 1976 gegründeten „Inde-
pendent European Programme Group“ (IEPG) hervorging. Sie 
verfolgte das Ziel, einen effizienteren Ressourceneinsatz durch 
die Harmonisierung der Rüstungsprogramme und die gegen-
seitige Öffnung der nationalen Rüstungsmärkte zu erreichen. 
1995 scheiterten die Versuche, aus der WEAG eine europaweite 
Rüstungsagentur mit umfassenden Kompetenzen zu machen, 
was zur Gründung der „Organisation für die Rüstungskoopera-
tion“ (OCCAR) im Jahr 1997 führte. Ihre Aufgabe besteht in der 
Koordination einiger bi- und multinationaler Beschaffungspro-
jekte, wie beispielsweise des Kampfhubschraubers Tiger oder 
des Airbus A400M. Allerdings nahmen an OCCAR lediglich 
vier Länder teil: Deutschland, Frankreich, Großbritannien und 
Italien. Auch der 1998 unterzeichnete „Letter of Intent“ (LoI), 
mit dem die europäische Rüstungszusammenarbeit weiter ausge-
baut werden sollte, beschränkte sich auf lediglich sechs Länder 
(hinzu kamen Schweden und Spanien).23

Bei all diesen Initiativen handelte es sich jedoch ledig-
lich um ad-hoc aus nur wenigen Ländern zusammengesetzte 
Kooperationsprojekte, die zudem noch mit geringen Kompe-
tenzen ausgestattet waren. Auch die 2004 gegründete EU-Ver-
teidigungsagentur, der u.a. die Aufgabe zugewiesen wurde, die 
Koordination der Rüstungsaktivitäten der Mitgliedsstaaten zu 
verbessern, wurde in ihren diesbezüglichen Möglichkeiten eher 

an der kurzen Leine gehalten. Erst in jüngster Zeit gewinnen 
Überlegungen in diesem Bereich wieder an Prominenz und zwar 
vor dem Hintergrund wachsender Sorgen um die künftige mili-
tärische Handlungs(un)fähigkeit. 

Ausgangspunkt ist hier die Rede von – angeblich – drastischen 
Einschnitten bei den Rüstungshaushalten der Mitgliedsländer. 
Tatsächlich fallen diese bei weitem nicht so dramatisch aus, 
wie das Gejammer von Politik, Militär und Rüstungsindustrie 
nahe legt24, aber hierüber wird dennoch ein gewisser Alarmis-
mus erzeugt, auf dessen Basis weitreichende Maßnahmen wie 
Pooling & Sharing gefordert werden können. So heißt es in 
einem Papier der regierungsnahen „Stiftung Wissenschaft und 
Politik” (SWP): “Europa verliert die Fähigkeit, jenseits seiner 
Grenzen militärisch zu handeln. [...] Die chronisch unterentwic-
kelten militärischen Fähigkeiten drohen weiter zu verkümmern: 
als Folge der Finanzkrise schrumpfen die Verteidigungsapparate 
rasant. [...] In den verteidigungspolitischen Kommuniqués von 
Nato und EU gilt Pooling und Sharing (P&S) derzeit als techno-
kratische Wunderwaffe gegen drohende militärische Handlungs-
unfähigkeit.”25 

Der erste wesentliche Impuls zur Intensivierung von Pooling & 
Sharing ging von der deutsch-schwedischen Gent-Initiative aus, 
deren Vorschläge der Europäische Rat am 9. Dezember 2010 bil-
ligte. In seinen Schlussfolgerungen bezeichnete der Rat schon 
damals die intensivierte Zusammenarbeit im Rüstungsbereich 
als unerlässlichen „Kräftemultiplikator“ und forderte die Mit-
gliedsstaaten dazu auf, in diese Richtung verstärkte Anstrengun-
gen zu unternehmen.26 Wichtig ist in diesem Zusammenhang der 
strikt intergouvernementale Charakter von P&S, da es allein die 
Staaten sind, die über derlei Projekte entscheiden: „Pooling ist 
die dauerhafte Bereitstellung nationaler Fähigkeiten zur Verwen-
dung durch eine multinationale Struktur bei der die Entschei-
dungshoheit beim jeweiligen Mitgliedstaat verbleibt [...] Sharing 
ist die temporäre Zurverfügungstellung nationaler Fähigkeiten 
in einem multinationalen Kontext, ohne dass hierfür ein Ver-
wendungsmechanismus geschaffen wird. Auch hier behalten die 
Mitgliedstaaten die Entscheidungshoheit und bestimmen, unter 
welchen Bedingungen die Verwendung der Fähigkeiten stattfin-
det (z.B. EU-Battlegroup).“27  

Nachdem es vor diesem Hintergrund an den Ländern war, in 
einem ersten Durchgang 300 mögliche P&S-Projekte vorzuschla-
gen, wurden diese durch den EU-Militärstab zunächst auf 40 und 
in einer weiteren Runde 2012 dann auf 13 Initiativen reduziert.28 
Am 19. November 2012 wurde ferner ein Verhaltenskodex 
(Code of Conduct) verabschiedet, dessen Zweck der damalige 
Staatssekretär im Verteidigungsministerium, Christian Schmidt, 
folgendermaßen zusammenfasste: „Dieser Verhaltenskodex ent-
hält eine starke politische Selbstverpflichtung der Mitgliedstaa-
ten, die multinationale Kooperation stärker und von Anfang an 

Luftbetankung gilt als eine der wichtigsten „Fähigkeitslücken“. Quelle: Europäische Verteidigungsagentur
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in ihre nationalen Planungen einzubeziehen und möglichst zur 
bevorzugten Methode im Bereich der Fähigkeitsentwicklung zu 
machen.“29 In einem weiteren Schritt verabschiedete der Euro-
päische Rat im November 2014 ein „Policy Framework for 
Systematic and Long-Term Defence Cooperation“ und nahm die 
Neufassung des „Plans zur Fähigkeitsentwicklung“ („Capability 
Development Plan“) an, in dem 16 prioritäre „Fähigkeitslücken“ 
identifiziert  wurden, die bevorzugt über Militärkooperationen 
geschlossen werden sollen. Zuletzt betonte der Rat auf seiner 
Tagung am 25./26. Juni 2015 erneut, dass „eine umfangreichere 
und systematischere europäische Verteidigungszusammenarbeit 
gefördert werden muss – auch mit EU-Mitteln „, um Schlüssel-
fähigkeiten bereitzustellen“.30

Tücken der Konsolidierung 

Angesichts der allseitigen Begeisterung für P&S ist es bemer-
kenswert, dass einiges darauf hindeutet, dass die viel beschwore-
nen Einsparmöglichkeiten deutlich überschaubarer sein dürften, 
als es die oben angeführten Studien nahelegen. Selbst einige 
P&S-Befürworter warnen vor allzu hohen Erwartungen: „Die 
gemeinsame Beschaffung von Rüstungsgütern verspricht große 
Skaleneffekte, also gesenkte Stückkosten bei größeren Bestel-
lungen, da so die relativ hohen Fixkosten zum Beispiel für For-
schung und Entwicklung auf mehrere Schultern verteilt werden. 
Oftmals stehen diesem Vorgehen allerdings unterschiedliche 
Anforderungsprofile und industriepolitische Interessen entge-
gen.“31 Tatsächlich haben diese „unterschiedlichen Anforde-
rungsprofile“, zusammen mit zahlreichen anderen Problemen, 
bei nahezu allen bisherigen länderübergreifenden EU-Beschaf-
fungsprojekten zu riesigen Kostensteigerungen geführt. 

Überraschend ist das nicht, liegen doch für die USA, wo ab 
1993 ein großangelegter Konsolidierungsprozess in Gang kam, 
Untersuchungen über dessen Auswirkungen vor. Sie gelangten 
zu dem Ergebnis, die Konzentrationsprozesse hätten keines-
wegs zu den prognostizierten Kostensenkungen geführt.32 Auch 

wenn vergleichbare Studien für die EU ausstehen, legen etwa 
die Erfahrungen mit dem europaweit am weitesten konsolidier-
ten Rüstungskonzern Airbus (früher: EADS) ähnliche Schlüsse 
nahe. So kam es beim „Vorzeigeprojekt“ des Unternehmens, dem 
Airbus A400M, zu beträchtlichen Kostensteigerungen, die nicht 
zuletzt auf die beherrschende Stellung des Konzerns zurückge-
führt werden können: „Konsortien wie Airbus sind riesige Unter-
nehmen, die in Europa keine Konkurrenz haben. Ihr Know-how 
ist nicht ersetzbar. Die Konzerne wissen das und treten entspre-
chend auf. ‚Die Unternehmen haben unglaubliche Macht, nie-
mand wird beispielsweise Airbus fallen lassen wollen‘, sagt ein 
Bundestagsabgeordneter. ‚Die verhandeln de facto auf Augen-
höhe mit den Staaten.‘ Nachverhandlungen? Kulanz? Ausfall-
zahlungen? Kommen nicht vor, im Gegenteil. Die Politik wird 
erpressbar. Ein immer teurer werdendes Projekt ist peinlich, ein 
abgesagtes Projekt, das schon Milliarden gekostet hat, ist ein 
Desaster. Noch dazu, wenn der Hersteller dadurch in Schwierig-
keiten gerät. Also diktieren die Konzerne die Regeln.“33 

Auch interne EU-Studien schätzen die Kostenersparnisse von 
P&S deutlich geringer ein, als die oben zitierten Quellen. So kam 
der vom „European Parliamentary Research Service“ erstellte 
Bericht „Mapping the Cost of Non-Europe“ zu dem Ergebnis, 
die Einsparpotenziale von P&S lägen bei mageren 300 Mio. 
Euro jährlich.34 Angesichts der Ergebnisse dieser Untersuchung 
warnte auch Generalleutnant Wolfgang Wosolsobe vom EU-
Militärstab vor allzu großen Erwartungen: „Pooling & Sharing 
zur Einsparung: Hier war die Ernüchterung relativ groß. Wenn 
man sich laut einer vor Kurzem durchgeführten Studie meines 
Vorgängers das Einsparungspotenzial von Pooling & Sharing in 
Zahlen vor Augen hält, dann ist das, gemessen am europaweiten 
Verteidigungshaushalt, also die Summe der 27 Verteidigungs-
budgets zusammen, relativ gering.“35 

Trotz dieses Befundes hält Wosolsobe P&S für erstrebenswert, 
aber vor allem, weil es eine für die Europäisierung der Militär-
politik notwendige „Kultur der Kooperation“ schaffe: „Das ist 
zwar eine Momentaufnahme, dennoch würde ich den kurzfristi-

Kostspieliges Kooperationsprojekt: Der Airbus A400M. Quelle Julian Herzog//CC-BY 4.0 über Wikimedia Commons



Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V. - Hechinger Str. 203 - 72072 Tübingen

IMI-Studie - 7/2015  6

gen Spareffekt nicht in den Vordergrund stellen. Aber Pooling & 
Sharing fördert bzw. schafft eine Kultur der Kooperation. Das 
ist ganz entscheidend. So schafft Pooling & Sharing in vielen 
Fällen erst die Möglichkeit, überhaupt Fähigkeiten gemeinsam 
zu entwickeln, die unter den gegebenen Sparzwängen der ein-
zelnen Staaten nicht hätten aufrechterhalten werden können.“36 
Die möglichen langfristigen „Vorteile“ hieraus beschreibt Karl-
Heinz Kamp von der Bundesakademie für Sicherheitspolitik fol-
gendermaßen: „[Es] ergibt sich der Gedanke einer gemeinsamen 
Streitmacht nahezu automatisch, wenn man den Gedanken des 
‚Pooling and Sharing‘ – also der Bündelung der vorhandenen 
militärischen Fähigkeiten – zu Ende führt.“37

Womöglich besteht die eigentliche Attraktivität von P&S aber 
vor allem auch darin, dass hierüber vermeintliche Sachzwänge 
zum Abbau nationaler parlamentarischer Kontrollbefugnisse 
angeführt werden können. Denn der eigentliche Haken an P&S 
ist die Frage der demokratischen Kontrolle über gemeinsame 
und geteilte Militärkapazitäten – in einigen EU-Ländern, unter 
anderem auch hierzulande, verfügen die nationalen Parlamente 
(noch) über erhebliche Mitspracherechte, insbesondere was die 
Zustimmung zu Auslandseinsätzen („Parlamentsvorbehalt“) 
anbelangt.38 

Entmachtung der nationalen Parlamente

Natürlich ist ein Szenario, in dem der Bundestag einen von 
der Regierung befürworteten Einsatz kippen würde, nur schwer 
vorstellbar – und auch das Tempo, mit dem angeblich eine Ent-
scheidung herbeigeführt werden muss, ist lediglich ein vor-
geschobenes Argument: „Niemals war die Beteiligung des 
Parlamentes ein Hindernis“, versichert denn auch Hans-Peter 
Bartels, ehemals Vorsitzender des Verteidigungsausschusses und 
nun der Wehrbeauftragte des Deutschen Bundestages.39 Und in  
der Tat hat das Parlament seit 1994 allen 140 Anträgen auf die 
Entsendung von Soldaten ins Ausland samt und sonders zuge-
stimmt.40

Dennoch hat der Parlamentsvorbehalt eine überaus wichtige 
Funktion: Er zwingt dazu, über den Sinn bzw. Unsinn von Mili-
täreinsätzen öffentlich zu debattieren und ein Mindestmaß an 
Rechenschaft darüber abzulegen. Genau hier ergibt sich aus der 
Debatte um P&S ein militaristischer Kollateralnutzen, indem 
argumentiert wird, es könne nicht angehen, dass der Bundes-
tag – und sei es nur theoretisch – dem Einsatz von gemeinsam 
angeschafftem und/oder genutztem Militärgerät die Zustim-
mung versagen könnte. Dieser Mangel an „Verlässlichkeit“ sei 
der wesentliche Stolperstein, weshalb P&S nur langsam vor-

ankomme und müsse aus diesem Grund aus dem Weg geräumt 
werden. So hieß es bereits in einem „Positionspapier zur Euro-
päisierung der Streitkräfte“ der SPD-Bundestagsfraktion von 
Ende 2014: „Wer eine europäische Armee anstrebt, muss für 
seine Partner berechenbar und verlässlich sein. [...] Einige Fähig-
keiten sind redundant in den Streitkräften der EU vorhanden, 
andere sind interdependent, d.h. diese sind in der EU/NATO nur 
einmal vorhanden und die beteiligten Nationen sind aufeinander 
angewiesen, um sie zur Wirkung bringen zu können. Für solche 
Fähigkeiten könnte der Ausstieg nur eines beteiligten Partners 
den Einsatz unmöglich machen. Es sind jedoch Prozesse mit 
einem Höchstmaß an Verlässlichkeit notwendig.“41

Nachdem innerhalb von CDU und CSU ohnehin schon seit 
einiger Zeit mindestens ebenso lautstark gefordert wurde, die 
Axt an den Parlamentsvorbehalt anzulegen42, wurde zu diesem 
Zweck die „Kommission zur Überprüfung und Sicherung der 
Parlamentsrechte bei der Mandatierung von Auslandseinsätzen 
der Bundeswehr“ (Rühe-Kommission) ins Leben gerufen. Sie 
präsentierte am 16. Juni 2015 ihre Vorschläge zur „Reform“ der 
gesetzlichen Grundlagen der Parlamentsbeteiligung, in denen 
unter anderem Ausbildungseinsätze und die Teilnahme an inter-
nationalen Stäben von einer Zustimmungspflicht entbunden 
werden sollen.43 Begründet wird dies nicht zuletzt damit, durch 
Pooling & Sharing müsste den Partnern „Verlässlichkeit“ zuge-
sichert werden.44 Sollten diese Forderungen tatsächlich umge-
setzt werden, würde der Bundestag in seiner ohnehin bereits 
überschaubaren Fähigkeit, die Regierung im Militärbereich zu 
kontrollieren, substanziell weiter eingeschränkt.45

Angesichts dessen gilt es zu betonen, dass ein Abbau natio-
naler Kontrollmöglichkeiten grundsätzlich abzulehnen ist. Dies 
gilt aber umso mehr dann, wenn gleichzeitig keine Stärkung des 
EU-Parlaments erfolgt, das derzeit in der Außen- und Sicher-
heitspolitik faktisch nichts zu sagen hat. Seine diesbezüglichen 
„Kompetenzen“ finden sich in Artikel 36 des EU-Vertrags, in 
dem es heißt, das Parlament werde „gehört“ und „unterrichtet“, 
was sich im Militärbereich abspielt, es darf auch „Anfragen oder 
Empfehlungen“ an den Rat richten, aber  ernsthaft zu entschei-
den bzw. mitzureden hat es absolut nichts.46 Nichts deutet aktuell 
darauf hin, dass irgendjemand ernsthaft beabsichtigt, an diesem 
Zustand etwas zu ändern und das EU-Parlament mit substanziel-
len Befugnissen auszustatten. Demzufolge soll also alles darauf 
hinauslaufen, die nationalen Parlamente ersatzlos zugunsten der 
Regierungen zu entmachten, die sich so eine maximale „Bein-
freiheit“ in Fragen der europäischen Militärpolitik verschaffen 
wollen.   

Quelle: CherryX/Wikimedia
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Rahmennationen und Rüstungsklumpen

Natürlich ist auch die Idee zur Aufstellung multinationaler 
Truppenverbände alles andere als neu. Als Paradebeispiel wird 
hier zumeist die im November 1987 beschlossene deutsch-fran-
zösische Brigade genannt. Sie wurde 1993 dem 60.000 Mann 
starken Eurokorps unterstellt, zu dem Deutschland, Frankreich, 
Belgien, Luxemburg und Spanien Soldaten beitragen.47 Auch 
darüber hinaus gibt es zahlreiche multinationale Verbände, 
doch genau diese „Patchworkrealität“ wird in der Bundeswehr 
augenscheinlich kritisch betrachtet: „In der Praxis kooperieren 
die europäischen Streitkräfte jedoch vor allem partiell, wie etwa 
Belgien und die Niederlande im Marinebereich. Die Europäische 
Verteidigungsagentur listet derzeit 80 Kooperationsprojekte auf. 
Diese Kooperationsinseln führen zu einem wachsenden ‚Flick-
enteppich‘ von Kooperationen, die jedoch nur wenig auf europä-
ischer Ebene abgestimmt sind.“48

Mit dem Argument, Kooperationsprojekte müssten künftig 
systematischer ablaufen, bewirbt Deutschland seit 2013 als 
eine Art Spezialform des Pooling & Sharing das sogenannte 
Rahmennationskonzept. Über die Bildung von „defence clu-
ster“ (hier frei als „Rüstungsklumpen“ übersetzt) sollen dabei 
diese „Kooperationsinseln“ zu „Archipelen“ zusammengefügt 
werden, wie es eine Analyse der „Instituts für Sicherheitsstu-
dien“ der EU blumig formulierte.49 Das Konzept hat neben 
Deutschland augenscheinlich auch Befürworter im Rat, dessen 
Generaldirektion Außenbeziehungen eine Studie veröffentlichte, 
in der gefordert wurde, die EU-Kampfverbände (Battlegroups) 
mit dem Rahmennationenkonzept zu verschmelzen.50 

Die Stiftung Wissenschaft und Politik beschreibt die Kernele-
mente des Vorhabens folgendermaßen: „Die Idee ist, dass klei-
nere Armeen ihre wenigen verbliebenen Fähigkeiten an eine 
große Rahmennation andocken, die das organisatorische Rück-
grat bildet. [...] Dem Konzept zufolge sollen die Europäer Clu-
ster bilden: Gruppen aus kleineren und größeren Staaten sollen 
sich künftig intensiver darüber absprechen, wer dauerhaft 
welche Geräte und Truppen bereithält. Die Führung des Clusters 
übernimmt jeweils die »Rahmennation«. Diese bringt vor allem die 
militärische Grundausstattung in die Kooperation ein, also Logistik, 
Führungseinrichtungen etc. An dieses Rückgrat docken die kleineren 
Armeen ihre Spezialfähigkeiten an, etwa Luftabwehr oder Pioniere.“ 

Dies hat natürlich seinen Preis: „Die Großen müssen das 
Funktionieren des Rahmens politisch, militärisch und finanzi-
ell langfristig in Aussicht stellen können. Im Gegenzug werden 
sie politische Führung beanspruchen. [...] Die Umsetzung des 
Konzepts liefe darauf hinaus, dass sich die europäischen Staaten 
militärisch um die wenigen großen Länder organisieren, die bis 
auf Weiteres ein breites Fähigkeitsspektrum vorhalten werden, 
also Deutschland, Frankreich, Großbritannien, vielleicht auch 
Italien und die Türkei.“ Auffällig abwesend in dieser Aufzählung 
ist etwa ein Land wie Polen, das über beachtliche militärische 
Fähigkeiten verfügt, dennoch werde Warschau dem SWP-Papier 
zufolge mit dem Rahmennationskonzept „faktisch abhängig von 
der Sicherheitspolitik Berlins.“51

Es dürfte nicht weiter verwundern, dass die Begeisterung für 
dieses Konzept in Ländern wie Polen nicht unbedingt von allen 
Teilen der Strategiegemeinde geteilt wird. So spart ein Beitrag 
des polnischen „Centre for Eastern Studies“ nicht mit Kritik: 
„Sollte das deutsche Rahmennationskonzept voll umfäng-
lich implementiert werden, könnten die kleineren Partner des 
deutschen ‚Klumpens‘ langfristig militärisch und damit auch 
politisch von den deutschen militärischen und politischen Ent-
scheidungen abhängig werden.“52

Nukleus einer EU-Armee?

In jüngster Zeit wurden beträchtliche Anstrengungen unternom-
men, diverse Maßnahmen auf den Weg zu bringen, die allesamt 
(kleine) Schritte auf dem Weg zu einer EU-Armee darstellen 
könnten. Auf oberster Planungsebene wurde beim EU-Ratsgipfel 
am 25./26. Juni 2015 eine Neufassung der „Europäischen Sicher-
heitsstrategie“ in Auftrag gegeben, die im Juni 2016 abgeschlos-
sen sein soll. Mit dem „Verteidigungspaket“ (Defence Package) 
soll ein europäischer Rüstungsmarkt und damit eine gesamteu-
ropäische rüstungsindustrielle Basis geschaffen werden. Deren 
Stärkung soll nicht zuletzt mit den Plänen zur Einrichtung 
eines EU-Haushaltstitels zur EU-Rüstungsforschung unterstützt 
werden, die ebenfalls auf dem Ratsgipfel im Juni 2015 begrüßt 
wurden. Immer wieder taucht auch der – erstmals 2013 von der 
damaligen EU-Außenbeauftragten Catherine Ashton ins Spiel 
gebrachte53 – Vorschlag auf, transeuropäische Beschaffungspro-
jekte generell von der Mehrwertsteuer zu befreien, um so  P&S 
voranzubringen.54 Was die im Plan zur Fähigkeitsentwicklung 
identifizierten Fähigkeitslücken anbelangt, die über koopera-
tive Projekte geschlossen werden sollen, gab es unlängst bereits 
einen großen „Erfolg“: Mit dem Beschluss zur Entwicklung 
einer gemeinsamen Kampfdrohne durch Frankreich, Deutsch-
land und Italien, der Ende März 2015 bekannt gegeben wurde, 
ist nun ein weiteres umfassendes Rüstungskooperationsprojekt 
auf den Weg gebracht.55

Vor allem schreitet derzeit aber auch der Aufbau gemeinsamer 
Einheiten voran, wofür die im August 2014 erfolgte Unterstel-
lung niederländischer Truppen unter ein deutsches Kommando 
als „Meilenstein“ gilt: „Im Rahmen eines gemeinsamen Appells 
wurde die 11. Luftbewegliche Brigade des Königlichen Heeres 
der Niederlande mit ihren 2100 Soldaten dem Kommando der 
Division Schnelle Kräfte der Bundeswehr unterstellt. Nie zuvor 
war ein militärischer Verband eines europäischen Landes in den 
Großverband eines anderen europäischen Landes eingebunden 
worden, nie zuvor hatte ein Staat auf diesen elementaren Kern-
bestandteil seiner Souveränität verzichtet. Einen ‚Meilenstein 
der Integration‘ nannte die Niederländerin Hennis-Plasschaert 
diesen Schritt ihrer Regierung. Ihre deutsche Kollegin von der 
Leyen (CDU) sprach vom Beginn einer ‚neuen Ära‘ auf dem 
Weg zu einer europäischen Armee. Und sie deutete an, dass 
beide Länder gewillt sind, diesen Weg weiterzubeschreiten: 
‚Diese Zusammenarbeit werden wir künftig sogar noch inten-
sivieren.‘„56

Die entscheidende Frage, die sich hier also stellt, lautet, ob mit 
all diesen Versuchen, Teile des EU-Militärbereichs zusammen-
zuknoten, möglicherweise tatsächlich derzeit heimlich still und 
leise bereits der Nukleus einer künftigen EU-Armee geschaffen 
wird. Aus Sicht von Volker Rühe, Leiter der gleichnamigen Kom-
mission zur Einschränkung des Parlamentsvorbehaltes, kann 
von nationalen Armeen schon heute nur noch eingeschränkt die 
Rede sein: „Die Bundeswehr, sagte der frühere Verteidigungsmi-
nister Volker Rühe, sei nicht mehr nur die Armee Deutschlands. 
Zwar gebe es noch keine europäischen Streitkräfte, ‚aber eben 
auch keine nationalen mehr‘. Militärisch gesehen leben wir also 
in einer Art Zwischenzeit.“57 Für zwei Militärexperten der Stif-
tung Wissenschaft und Politik ist eine EU-Armee nicht nur die 
„logische“ Konsequenz der aktuellen Entwicklungen, sie halten 
dies auch für dringend geboten: „Die Zusammenarbeit wird auch 
enger, weil Kampfverbände aus immer mehr Nationen gebil-
det werden. Stellte früher eine Nation eine Brigade, setzt diese 
sich heute aus Kompanien mehrerer Länder zusammen. Hinzu 
kommen der internationale Übungsbetrieb und die zahlreichen 
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Kommandostrukturen, die EU und Nato aufgebaut haben – auch 
hier entwickelt sich eine internationale, routinierte Zusammen-
arbeit, die nicht einfach wieder abgeschaltet werden kann. Dazu 
gesellen sich gemeinsame Strukturen: Die Nato übernimmt Luft-
polizeiaufgaben, damit die Balten keine teure Luftwaffe anschaf-
fen. Als Spitze der Entwicklung integrieren die Niederlande eine 
ihrer wichtigsten Brigaden in deutsche Kommandostrukturen. 
So entstehen immer grössere Inseln der europäischen Verteidi-
gungskooperation im Ozean der 28 nationalen Verteidigungspo-
litiken. [...] Angesichts der Rückkehr militärischer Macht auf die 
Weltbühne ist Handlungsfähigkeit geboten. Es ist nicht schön, 
eine europäische Armee zu haben, es ist notwendig.“58

Deutsches EUropa vs. EU-Armee 

In der Tat beschleicht die kleinen und mittleren EU-Länder 
völlig zu Recht die Sorge, in wesentlichen Entscheidungen der 
europäischen Militärpolitik künftig über wenig bis keine Mit-
spracherechte mehr zu verfügen. Ihre Skepsis bezüglich der 
aktuellen Pläne zur EU-Militärkooperation ist also vollkommen 
nachvollziehbar. In Deutschland dagegen treffen derlei Aktivitä-
ten inklusive der jüngsten Juncker-Initiative auf Unterstützung 
quer durchs nahezu komplette politische Farbenspektrum. Ver-
teidigungsministerin Ursula von der Leyen und auch Kanzlerin 
Angela Merkel begrüßten den Vorstoß ebenso wie der SPD-
Wehrbeauftragte Hans-Peter Bartels und Außenminister Frank-
Walter Steinmeier.59 Als eine „hervorragende Idee“ bezeichnete 
auch der Grünen-Außenpolitiker Omid Nouripour die jüngste 
EU-Armee-Initiative, verwies allerdings darauf, dass dem einige 
„Elefanten“ im Weg stünden, etwa, dass eine EU-Armee unrea-
listisch sei, „solange es nicht eine europäische Außenpolitik 
gibt.“60

Aus deutscher Sicht liegt der Vorteil auf der Hand: Nur im 
EU-Verbund lässt sich die nötige machtpolitische Schlagkraft 
generieren, um auf der Weltbühne in der ersten Reihe tanzen zu 
können. Aus dieser Warte führt an einer EU-Armee schlicht kein 
Weg vorbei – und eine echte Europäisierung gilt in Deutsch-
land hierfür als der „effizienteste“ Weg und wird deshalb dem 
aktuell praktizierten Intergouvernementalismus vorgezogen: 
„Intergouvernementale Zusammenarbeit bedeutet eine vertiefte 

Zusammenarbeit der EU-Staaten, ohne jedoch eine mit Souve-
ränitätsabgabe verbundene Integration zu vollziehen. Es wäre 
die Fortsetzung der bislang eingeschlagenen Zusammenarbeit 
auf EU-Ebene. Beispiele dafür sind die schnellen Krisenre-
aktionsverbände der EU, die multilateralen EU-Battlegroups 
(EUBG). Sie könnten bis zu einem gewissen Grade als Nukleus 
einer europäischen Armee fungieren, denn hier haben die EU-
Staaten in begrenztem Rahmen eine intensive Zusammenarbeit 
auf verschiedenen Ebenen, etwa Führungsfähigkeit, geübt. Da 
jedoch Wehrrecht, Ausrüstung oder ähnliches nicht europäisiert 
sind, können die EUBG nicht als Blaupause für eine EU-Armee 
dienen. Die EUBG zeigen zudem, dass die intergouvernementale 
Zusammenarbeit in Sachen Effektivität und Effizienz schnell an 
ihre Grenzen stößt, und zudem nur sehr langsam Ergebnisse 
zeitigt. Allerdings ist es die von den EU-Staaten derzeit einzig 
akzeptierte Zusammenarbeitsform im militärischen Bereich.“61

Den Grund, weshalb sich Staaten mit einer Souveränitätsabgabe 
in diesem hochsensiblen Bereich traditionell extrem schwer tun, 
beschreibt Heinz Gärtner, Direktor des „Österreichischen Insti-
tuts für Internationale Politik“, folgendermaßen: „Denkbar ist für 
Gärtner eine EU-Armee nur, wenn sich Europa in Richtung eines 
Bundesstaates entwickelt, mit einer gemeinsamen Regierung und 
mit dem Gewaltmonopol auf europäischer Ebene. Dann könne 
es auch eine europäische Armee mit einer Kommandozentrale 
in Brüssel geben. Ob das die EU-Länder wollen, sei allerdings 
fraglich: ‚Denn dann fällt die Entscheidung über Leben und Tod 
in Brüssel.‘“62 Um eine solch weitreichende Entwicklung anzu-
stoßen, wäre deshalb wohl zumindest ein Einverständnis unter 
den großen Drei erforderlich, weshalb etwa Christian Mölling 
von der Stiftung Wissenschaft und Politik dafür plädiert, diese 
Länder sollten eine Art Führungstrio etablieren: „Deutschland 
ist stark von seinen Partnern abhängig und daher in besonderer 
Weise an deren Handlungsfähigkeit interessiert. Es sollte des-
halb politische Koordination und Ausgleich durch ein Führungs-
trio in der Verteidigungspolitik (zusammen mit Großbritannien 
und Frankreich) schaffen [und die] militärische Führung über-
nehmen, und zwar als ständige Rahmennation“.63 

Doch sogenannte „Souveränitätsvorbehalte“ – profan aus-
gedrückt: die unterschiedlichen nationalen Interessen – stehen 
derzeit einer solchen Verständigung zwischen Deutschland auf 
der einen und Frankreich sowie Großbritannien auf der anderen 
Seite entgegen.64 Dies hat zur Folge, dass sogar strikt intergou-
vernementale Maßnahmen nur mühsam auf den Weg gebracht 
werden können65, ganz zu schweigen von einer echten Euro-
päisierung des Rüstungssektors. Ungewollt verweist dabei der 
Leiter der „Konrad-Adenauer-Stiftung“, Hans-Gert Pöttering, 
darauf, weshalb dies der Fall ist: „Die EU kann nur gemein-
sam das Gewicht, das sie mit Blick auf ihre Bevölkerung und 
Wirtschaftskraft besitzt, in die Waagschale werfen. Die Schul-
denkrise in einigen EU-Ländern macht noch einmal offenkun-
dig, was längst hätte klar sein müssen: Von einer gemeinsamen 
Währung profitieren alle, und daher müssen sich auch alle an 
die Spielregeln, an die vertraglichen Grundlagen der Währungs-
union halten. [...] In der Finanz- und Wirtschaftspolitik haben die 
Eurostaaten entscheidende nationale Kompetenzen schon an die 
supranationale Ebene übertragen. Es ist an der Zeit, dies auch im 
Bereich der Sicherheits- und Verteidigungspolitik zu wagen.“66

Angesichts solcher Sätze dürften in nahezu allen EU-Haupt-
städten die Alarmglocken angehen. Auch und gerade dürfte dies 
für London und Paris zutreffen, da die Bundesregierung schließ-
lich im Zuge der Wirtschafts- und Finanzkrise mehr als deutlich 
unter Beweis gestellt hat, dass sie bereit und in der Lage ist, ihren 
Willen in diesem Bereich auch rabiat gegen andere EU-Länder 

Quelle: Eurokorps
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durchzusetzen.67 Hinzu kommen die teils offen artikulierten 
Forderungen nach einem „deutschen Europa“ und die Tatsache, 
dass heutzutage dort, wo „Brüssel“ auf der Verpackung steht, 
sich in Wahrheit bereits häufig „Berlin“ dahinter verbirgt: „Brüs-
sel wird heute stärker von deutschen Interessen und Strategien 
geprägt denn je. Weitgehend unbemerkt von der Öffentlichkeit 
hat Deutschland die Schlüsselposten in den EU-Institutionen 
erobert und Strukturen geprägt, die auch die selbstbewusste 
Juncker-Kommission binden. Europa spricht heute nicht nur 
deutsch, wie CDU-General Volker Kauder schon 2011 prokla-
mierte. Es denkt und handelt mittlerweile auch deutsch, nach in 
Deutschland geprägten Modellen und Regeln. [...] Insgesamt hat 
es die Bundesregierung verstanden, sich in den EU-Institutionen 
eine zentrale Rolle zu sichern. Die alte Klage über einen ‚pro-
französischen Bias‘ in Brüssel hat sich erledigt; die deutsche 
Personalpolitik hat ganze Arbeit geleistet. Fast alle strategisch 
wichtigen Positionen werden heute von Deutschen besetzt, was 
verständlicherweise nicht überall auf Begeisterung stößt. Der 
britische ‚Economist‘ machte sich über die ‚teutonische Union‘ 
lustig und die französische ‚Libération‘ warf Merkel vor, im 
Alleingang das ‚Casting‘ zu bestimmen.“68

Hier dürften die Ursachen liegen, dass sich der Enthusiasmus 
dafür, auch im Militärbereich nationale Kompetenzen an die 
supranationale Ebene zu übertragen, derzeit in engen Grenzen 
hält. So äußerte sich etwa der britische Premier David Came-
ron zu Junckers Vorschlägen: „Die EU darf keine eigene Armee, 
keine Luftwaffe oder andere Kapazitäten haben.“ Ein Sprecher 
der britischen Regierung ergänzte: „Unsere Position ist kristall-
klar. Verteidigung ist eine nationale, keine EU-Verantwortung 

und es besteht keinerlei Aussicht darauf, diese Position zu ändern 
und keine Aussicht auf eine europäische Armee.“69 Und selbst 
aus Frankreich, das lange als Vorreiter einer Europäisierung der 
Militärpolitik galt, kommen inzwischen eher zurückhaltende 
Töne, was wiederum in Deutschland teils für Verärgerung sorgt: 
„Kein Land redet so viel von Europa wie Frankreich und seine 
politische Elite. Besonders auf rüstungspolitischem Gebiet und 
bei der Militärpolitik tönt es aus Paris immerzu: Mehr Europa! 
[...] Aber im Kern geht es immer um dieselbe Maxime ‚La 
France d‘abord!‘, also die Verwirklichung nationalfranzösischer 
Vorhaben im europäischen Gewande. [...] Sie bleiben Nationali-
sten, die bei Rüstungsfragen kein Jota Souveränität abgeben.“70 

Tatsächlich ist es aus französischer Sicht gerade Deutschland, 
das über den „EU-Umweg“ seine nationalen Interessen durchset-
zen möchte, weshalb die Gründe für die Pariser Vorbehalte sich 
heute wohl nicht gänzlich von denen unterscheiden, weshalb die 
französische Nationalversammlung bereits den Pleven-Plan zum 
Aufbau einer Europäischen Verteidigungsgemeinschaft im Jahr 
1954 versenkte. Louis Terrenoire, der damalige Generalsekretär 
der Gaullisten, kritisierte den Plan ein Jahr vor seinem Scheitern 
folgendermaßen: „Acht Jahre nach dem Zusammenbruch des 
Nationalsozialismus sind die diplomatischen Bestandteile der 
germanischen Macht wiederhergestellt. Wenn die europäischen 
Integrationspläne, vor allem die Europäische Verteidigungsge-
meinschaft, verwirklicht werden sollten, wird künftig über die 
deutsche Vorherrschaft kein Zweifel mehr möglich sein.“71

Quelle: Europäische Union
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